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1 Fragestellung  

Die dauerhafte Leistungsfähigkeit des Staates zu sichern, ist das grundlegende Ziel des Verwal-

tungshandelns. Um die Leistungsfähigkeit sicherzustellen, handeln die verschiedenen Verwal-

tungsebenen gemäß Art. 20 Abs. 3 GG, der die Rechtmäßigkeit des Handelns der vollziehenden 

Gewalt in den Mittelpunkt stellt. Die Einhaltung der Rechtmäßigkeit sowie der in verschiedenen 

anderen gesetzlichen Regelungen festgelegten Grundsätze der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlich-

keit und Sparsamkeit wird auf kommunaler Ebene vor allem durch die örtliche kommunale Fi-

nanzkontrolle überwacht.  

Im Angesicht stark begrenzter Budgets werden verstärkt Aufgaben des öffentlichen Sektors da-

rauf geprüft, inwiefern sie den der Rechtmäßigkeit untergeordneten Aspekten der Zweckmäßig-

keit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. So wird auch von der örtlichen kommuna-

len Finanzkontrolle erwartet, ihre rechtmäßigen Aufgaben diesen Grundsätzen entsprechend zu 

erfüllen. Den für die Kontrolltätigkeit anfallenden Kosten, insbesondere für den Personalaufwand, 

soll entsprechend ein Nutzen gegenüberstehen. 

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung werden mit verschiedenen Methoden die Stellung 

und der Mehrwert der kommunalen Finanzkontrolle auf lokaler Ebene untersucht. Es wird dabei 

eine Wirkungsmessung der Tätigkeit für öffentliche Verwaltungen zugrunde gelegt und empirisch 

mithilfe von Befragungen, Interviews und Workshops mit den für die örtliche kommunale Rech-

nungsprüfung zuständigen Expertinnen und Experten untersucht. Das vorliegende Shortpaper 

fasst die relevanten Ergebnisse zusammen.  

2 Messung des Mehrwertes 

Die Grundlagen für die Messung des Mehrwerts der örtlichen kommunalen Finanzkontrolle lie-

gen in den Bereichen Rechtmäßigkeit, Ordnungsmäßigkeit sowie Zweckmäßigkeit bzw. Wirt-

schaftlichkeit.  

In anderen Ländern außerhalb Deutschlands wird der Frage nach dem Mehrwert der Tätigkeiten 

in der öffentlichen Finanzkontrolle, insbesondere auf kommunaler Ebene, bereits mehr Aufmerk-

samkeit gewidmet. Es gibt dazu auch verschiedene Bewertungsansätze zur monetären Bewer-

tung, die allerdings eine andere Datenbasis benötigen als die, die in den deutschen Kommunen 

bisher zur Verfügung steht. Die vorliegende Untersuchung setzt an dieser Stelle an und liefert 

einen neuartigen Ansatz. Auf der einen Seite wird der derzeitige Mehrwert vor allem qualitativ 

beschrieben. Dafür werden in einer Befragung sowie in Experteninterviews der Mehrwert der 

aktuellen Aufgaben beschrieben und analysiert. Darüber hinaus wird die notwendige Entwicklung 

der kommunalen Rechnungsprüfung aus Sicht der Betroffenen dargestellt. Auf der Basis dieser 

Erkenntnisse wird ein Lösungsansatz für die zukünftige quantitative Ermittlung mit Hilfe eines 

Kennzahlensystems auf kommunaler Ebene entwickelt. Die Basis bildet dafür der Untersu-

chungsansatz der Wirkungsorientierung, der derzeit auch in Deutschland auf verschiedenen 

Bundes- und Landesebenen praktiziert wird, vgl. Hamburg, Hessen oder Bundeshaushalt. Dafür 

ist die Ermittlung von Indikatoren zur Messung der Wirkung von Input, Output, Outcome und 

Impact notwendig.  
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Da es sich um eine erste flächendeckende Untersu-

chung mit einigen Beispielen aus Bundesländern in 

Deutschland handelt, werden für die Einschätzung der 

Wirkung an dieser Stelle der Erhebung bewusst die für 

die örtliche kommunale Rechnungsprüfung zuständi-

gen Personen in die Untersuchung eingebunden. Zu-

künftig sollten vor allem bei der Verwendung des Kenn-

zahlensystems zur Messung des Mehrwerts kommuna-

ler örtlicher Finanzkontrolle weitere Personenkreise in 

die Diskussion eingebunden werden. Die Ergebnisse 

zeigen, dass bereits die qualitative Beschreibung des 

Mehrwertes zu einer Anpassung der gesetzlichen Re-

gelungen an die tatsächlichen Aufgaben der örtlichen 

Rechnungsprüfung führen sollte.  

Als Beispiele für den Mehrwert werden hohe Kosten-

einsparungen bei der Technischen bzw. baubegleiten-

den Prüfung, um Fehlberechnungen bei Honoraren so-

wie Korrekturen von Rechnungen oder Ausschreibun-

gen zu vermeiden, genannt. Auch bei der Verwendung 

von Fördermitteln entsteht ein Mehrwert durch die Prü-

fung der zweckentsprechenden Verwendung und damit 

die Risikominimierung von Rückzahlungsforderungen. 

Weiterer Mehrwert entsteht beispielsweise bei Prüfun-

gen im Sozialbereich oder bei IT-Leistungen. Auch Vor-

schläge der Rechnungsprüfenden für Prozessverbes-

serungen führen zu Einsparungen und damit zu Mehr-

wert.  

Als globaler Mehrwert erweisen sich insbesondere die 

Korruptionsprävention in der Kommunalverwaltung so-

wie die Führungsunterstützung für Verwaltungsent-

scheider.  

Auch das durch die Prüfinstanz transparentere Verwal-

tungshandeln, nicht nur intern, sondern auch gegen-

über den Bürgerinnen und Bürgern sowie gegenüber 

der politischen Ebene, stiftet einen Mehrwert. 

Welcher Mehrwert entsteht, hängt zum einen davon ab, 

mit welchem Fokus geprüft wird und zum anderen da-

von, inwiefern die Prüfungen stark zeitverzögert statt-

finden. Auch die notwendige Ausstattung der Prüfenden spielt hier eine wichtige Rolle. Zudem 

entsteht ein Mehrwert besonders dann, wenn nicht nur Fehler angemerkt, sondern auch kon-

struktive Ansätze für Veränderungen dargestellt werden. Zum anderen ist die Wirkung der örtli-

chen kommunalen Finanzprüfung besonders hoch, wenn für die Geprüften ein Anreiz besteht, 

die Prüfergebnisse anzunehmen und sie in ihrer Aufgabenerledigung als Handlungs- und Ent-

scheidungsgrundlage einzubeziehen.  

Mehrwert 

Input: 

Eingesetzte Ressourcen zur 

Erbringung der Verwaltungs-

leistung 

Output: 

Direkte Verwaltungsleistung 

oder Produkt, erstellt aus den 

Inputs 

Outcome: 

Wirkungen der Verwaltungs-

leistungen auf Bürger und Insti-

tutionen 

Impact: 

Langfristige gesellschaftliche 

Wirkungen aus den Outcomes 

Ergebnisse: 

Korruptionsprävention 

Führungsunterstützung 

Rechtmäßigkeit, Zweckmäßig-

keit, Wirtschaftlichkeit 

Transparenz 

Risikominimierung 

Prozessoptimierung 
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3 Aufgaben der örtlichen kommunalen Finanzkontrolle  

Nach den gesetzlichen Regelungen hat die örtliche kommunale Finanzkontrolle in den Bundes-

ländern unterschiedliche Aufgaben. Diese lassen sich jedoch in die drei untersuchten Kategorien 

zur Messung des Mehrwertes zuordnen: z.B. findet sich die Prüfung des Jahresabschlusses vor 

allem in der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit, und die Prüfung des Vergabewesens zu-

sätzlich noch in der Wirtschaftlichkeit.  

3.1 Prüfung des Jahres- bzw. Gesamtabschlusses und Kassenprüfung 

Wesentliche Aufgaben der örtlichen kommunalen Finanzkontrolle bestehen in der Prüfung des 

Jahresabschlusses und der Kassenprüfung. Das Ziel besteht darin, die Rechenschaftslegung 

der Verwaltung für das Haushaltsjahr zu überprüfen. Ergänzend gehört dort, wo ein Gesamtab-

schluss erstellt werden muss, auch dessen Prüfung zu den Aufgaben. Im Rahmen der Kassen-

prüfung werden die ordnungsgemäße Abwicklung des Zahlungsverkehrs sowie die sichere Ver-

waltung der Zahlungsmittel einer Kommune kontrolliert. Hierbei können auch unterjährig unan-

gemeldete Prüfungen durchgeführt werden. Die örtliche kommunale Finanzkontrolle führt sowohl 

eine formelle Prüfung durch, d.h. auf die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben und Fristen, sowie 

eine materielle Prüfung, d.h. auf die inhaltliche Richtigkeit der Daten und die sachgerechte Be-

wertung durch. Auch die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung wird in diesem Kontext betrach-

tet. Darüber hinaus kann ein risikoorientierter Prüfungsansatz gewählt werden, bei dem eine ver-

tiefte Prüfung besonders relevanter oder auffälliger Positionen erfolgt.  

In 100% der gesetzlichen Landesregelungen gehören die Prüfung des Jahresabschlusses sowie 

die Kassenprüfung zu den Pflichtaufgaben der örtlichen kommunalen Rechnungsprüfung. Die 

Regelungen in den Landesverfassungen legen fest, dass in 12 Bundesländern ein Gesamtab-

schluss geprüft werden muss, sofern er von der Kommunalverwaltung erstellt wird.  

Bei der Befragung der örtlichen Rechnungsprüfungsämter wird der Informationsgehalt von ca. 

58% der Befragten als umfangreich bis sehr umfangreich eingeschätzt. Die Verwendung der 

Jahresabschlüsse zur Steuerung mit Zielen und Kennzahlen wird mit ca. 43% noch am ehesten 

bei der örtlichen Rechnungsprüfung beobachtet. Auch die Steuerung durch Kämmerei oder Ge-

meinderat erzielt hier Werte unter 50%. Die Relevanz der Prüfung der kommunalen Jahresab-

schlüsse wird allerdings von 82 % der Befragten als wichtig bzw. sehr wichtig eingeschätzt. Den 

Mehrwert aus der Wahrnehmung dieser Aufgabe schätzen 79 % als hoch bis sehr hoch 

ein. wichtig bis sehr wichtig ein.  

Alle Experten in den Interviews nennen die Prüfung der Jahresabschlüsse der Kommune, d.h. 

der Kernverwaltung als wesentlich für die Tätigkeit. Mit der Prüfung der Jahresabschlüsse erfolgt 

auch die Kassenprüfung, unabhängig davon, wie genau die gesetzliche Regelung im jeweiligen 

Bundesland ist. Die Nennung dieser Tätigkeiten mit sehr hoher Priorität ist unabhängig von der 

Größe und Art der Gemeinde (Gemeinde oder Landkreis). Die Durchführung der Jahresab-

schlussprüfung erfolgt überwiegend begleitend und unterjährig. Auch gewinnt die Prüfung der 

Prozesse an Bedeutung.  

3.2 Prüfung ausgelagerter Tätigkeiten 

Bei der Prüfung ausgelagerter Tätigkeiten wird darauf geachtet, dass die Kommune ihren 

Steuerungs- und Kontrollfunktionen nachkommt. Die unterschiedlichen Aufgaben in der Prüfung 

ergeben sich aus den jeweiligen gesetzlichen Regelungen der einzelnen Länder. Dabei gehören 

zu den kommunalen Unternehmen je nach Landesregelung sowohl Eigenbetriebe als auch öf-

fentliche Unternehmen.  
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Die gesetzlichen Regelungen der Bundesländer unterscheiden sich auch bei der Prüfung von 

Eigenbetrieben sowie kommunalen Unternehmen. Bei der Prüfung der Eigenbetriebe gehen die 

meisten der Flächenländer von einer Pflichtaufgabe in den gesetzlichen Regelungen aus. In 

Hessen, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein wird die Prü-

fung der kommunalen Eigenbetriebe teilweise als fakultative Aufgabe formuliert. Die Prüfung der 

öffentlichen Unternehmen und Beteiligungen ist in neun Landesregelungen als fakultative Auf-

gabe sowie in zwei Bundesländern als Pflichtaufgabe vorgesehen.  

In den befragten Rechnungsprüfungsämtern wird die Bedeutung der Prüfung ausgelagerter Tä-

tigkeiten in Sondervermögen oder kommunalen Unternehmen mit ca. 69% als wichtig beurteilt. 

eher wichtig betrachtet. Die Einschätzung des Mehrwertes mit 71% als wichtig oder eher 

wichtig ist höher.  

Die Relevanz der Prüfung der ausgelagerten Tätigkeiten, d.h. Sondervermögen (Eigenbe-

triebe und Zweckverbände), Unternehmen und Beteiligungen wird von den Expertinnen und 

Experten unterschiedlich eingeschätzt. Anders als bei der Prüfung der Jahresabschlüsse und 

des Vergabewesens nennt dies nur ein Teil der Befragten als sehr wichtige Aufgabe. In der Regel 

erfolgt die Prüfung der Jahresabschlüsse ausgelagerter Tätigkeiten durch externe Beratungsge-

sellschaften. Der örtlichen Finanzkontrolle obliegen damit unterschiedliche Pflichten bei der 

Übernahme dieser Ergebnisse. Besteht beispielsweise die Verpflichtung zur Erstellung eines 

Gesamtabschlusses für die Kommunen, muss die örtliche Rechnungsprüfung auch diesen prü-

fen und die Ergebnisse der externen Beratungsgesellschaften hierfür heranziehen. Es kann auch 

sein, dass im Rahmen dieser Prüfung die Ergebnisse externer Beratungen kontrolliert werden 

oder das Verhältnis zwischen Stadt und ausgelagerter Tätigkeit geprüft wird.  

3.3 Prüfung des Vergabewesens 

Bei der Prüfung des Vergabewesens kommt es im Wesentlichen auf die ordnungsgemäße 

Durchführung der Vergabeverfahren an. Die Prüfung trägt dazu bei, das öffentliche Vergaberecht 

durchzusetzen, die Haushaltsmittel wirtschaftlich einzusetzen sowie Wettbewerbsverzerrungen 

und Korruption zu verhindern.  

Geprüft werden das Vergabeverfahren, die Dokumentation und Nachvollziehbarkeit, die Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit, die Organisation bei der Vergabe sowie das Vertrags- und Nach-

tragsmanagement. Mit der Prüfung des Vergabeverfahrens soll erreicht werden, dass es recht-

mäßig und transparent ist. 

Im Prüfungsverfahren erfolgt eine Einsichtnahme in die Vergabeakten, Bekanntmachungen so-

wie weitere ausschreibungsrelevante Unterlagen. Hierbei wird die Einhaltung von Schwellenwer-

ten und gesetzlichen Vorgaben geprüft. Es können sowohl laufende als auch abgeschlossene 

Verfahren geprüft werden. Anlässe für die Prüfung im Vergabewesen liefern beispielsweise auf-

fällige Nachtragsvolumina, häufige Einzelvergaben oder fehlende Dokumentation.  

Die Prüfung des Vergabewesens wird in sieben Bundesländern als Pflichtaufgabe und in fünf 

Bundesländern als fakultative Aufgabe für die örtliche Rechnungsprüfung formuliert. Bayern hat 

dazu keine Regelung in der Kommunalverfassung.  

Die Prüfung des Vergabewesens hat bei den Befragten die höchste Relevanz mit etwa 84% als 

wichtig oder eher wichtig. Mit einem Wert von 89% als wichtig oder eher wichtig liegt hier 

ein sehr hoher Mehrwert bei der Einschätzung der örtlichen kommunalen Rechnungsprü-

fung vor.  
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Von den Expertinnen und Experten wird auch die Technische Prüfung bzw. die Prüfung des 

Vergabewesens als wichtige Aufgabe eingeschätzt. In allen befragten Kommunen wird diese 

Aufgabe als verpflichtend bezeichnet, da sie, sofern dies in der gesetzlichen Regelung nicht vor-

gegeben ist, von den Gemeinde-, Stadt- oder Kreisräten beauftragt werden. Hier können vor 

allem die Rechnungsprüfungsämter der größeren Kommunen, d.h. kreisfreie Städte oder Land-

kreise, aufgrund der besseren Personalausstattung einen höheren Spezialisierungsgrad, z.B. 

durch den Einsatz technischer Prüfer, vorweisen. Einig sind sich die Expertinnen und Experten 

darin, dass diese Prüfung einen hohen Wert (auch finanziell) mit sich bringt. Eine große Über-

einstimmung besteht auch darin, dass nicht nur eine Nachtragsprüfung wichtig ist, sondern auch 

der Prüfung vor der tatsächlichen Ausschreibung eine hohe Bedeutung zukommt, um ggf. Fehler 

in den Ausschreibungen noch beseitigen zu können. Es wird mehrfach darauf hingewiesen, dass 

bei der Prüfung der Vergaben nicht nur der Oberschwellenbereich zu berücksichtigen ist. Rele-

vant ist auch die Prüfung der Vergaben im niederschwelligen Bereich, da hier deutlich weniger 

rechtliche Regelungen zu berücksichtigen sind und dadurch mehr Spielräume für die Vergabe 

bestehen.  

3.4 Prüfung der Organisation und Wirtschaftlichkeit 

Die Prüfung der Zweckmäßigkeit bzw. Wirtschaftlichkeit führt zu Effizienz im kommunalen 

Verwaltungshandeln. Die Prüfung auf Zweckmäßigkeit fragt nach Zielklarheit und Zielerreichung. 

Dazu werden beispielsweise organisatorische Abläufe und Entscheidungsprozesse genauer un-

tersucht. Es soll beurteilt werden, ob die ergriffenen Maßnahmen zur Erfüllung kommunaler Auf-

gaben geeignet sind. Die Wirtschaftlichkeitsprüfung zeigt, inwieweit mit den vorhandenen Res-

sourcen sparsam und effizient umgegangen wird. Die Überprüfung erfolgt anhand von Kosten-

Nutzen-Relationen, Preisuntersuchungen (bei Vergaben) sowie Prozess- und Ablaufuntersu-

chungen.  

Die Aufgabe der Prüfung der Organisation in der örtlichen kommunalen Finanzkontrolle dient 

im Wesentlichen dazu, die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Kommunalverwaltung zu 

stärken. Im Rahmen der Organisationsprüfung geht es um die Struktur und Wirksamkeit der ge-

samten Verwaltungsorganisation und damit um Abläufe, Zuständigkeiten sowie die Ressourcen-

verwendung.  

Die Übernahme der Aufgaben in die landesgesetzlichen Regelungen unterscheidet sich zwi-

schen den Bundesländern. In einigen gehört die Prüfung der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit 

bzw. Sparsamkeit zu den gesetzlich geregelten Pflichtaufgaben. Andere Bundesländer haben 

die Prüfung der Wirtschaftlichkeit teilweise gemeinsam mit der Organisation in den zusätzlichen 

Aufgaben der örtlichen Rechnungsprüfung formuliert. 

Bei der Befragung geben die teilnehmenden Kommunen an, dass der Anteil der Prüfungstätig-

keiten für Wirtschaftlichkeit und Organisation etwa 16 % der gesamten Aufgaben ausmacht. Der 

Mehrwert wird allerdings deutlich höher eingeschätzt. Der Prüfung der Wirtschaftlichkeit ord-

nen 91 % der Kommunen einen wichtigen bzw. sehr wichtigen Beitrag und damit den 

höchsten Mehrwert zu. Die Einschätzung zur Prüfung der Organisation beträgt bei 77 % 

wichtig oder sehr wichtig.  

Bei der Prüfung der Wirtschaftlichkeit werden nach Aussagen der Expertinnen und Experten 

beispielsweise einzelne Bereiche auf Effizienz hin untersucht. Hierbei werden etwa die Auslage-

rung des kommunalen Bauhofs oder die Überprüfung des Fuhrparks genannt. Darüber hinaus 

spielt hier vor allem die Organisationsprüfung eine Rolle, da die örtliche Rechnungsprüfung den 

Fachbereichen Vorschläge zur Optimierung von Prozessen unterbreitet.  
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3.5 Ergänzung der Prüfung der Rechtmäßigkeit, Ordnungsmäßigkeit  

Bei der Prüfung des Internen Kontrollsystems (IKS) wird darauf geachtet, dass eine Kom-

mune mit dem System aus Regelungen, Verfahren und Maßnahmen ihre Ziele sowohl rechts-

konform als auch wirtschaftlich erreichen kann. Beim IKS kommt es beispielsweise auf Berech-

tigungsregelungen in IT-Systemen oder auf die Trennung von Funktionen an. Ein weiterer Be-

standteil ist das Risikomanagement, das im Rahmen dieser Untersuchung als eigenständige 

Aufgabe in der Prüfungstätigkeit der örtlichen kommunalen Finanzkontrolle dargestellt wird.  

Die Prüfung des IKS findet sich bisher explizit nur in Nordrhein-Westfalen als Pflichtaufgabe in 

den landesgesetzlichen Regelungen.  

Die folgenden Aufgaben der örtlichen Prüfung sind derzeit in keiner landesgesetzlichen Rege-

lung formuliert, dienen jedoch der Erreichung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit sowie der Wirt-

schaftlichkeit und werden daher in dieser Analyse aufgeführt.  

Die Prüfung des Risikomanagementsystems soll zeigen, ob Risiken in der Verwaltung früh-

zeitig erkannt und angemessen gesteuert werden. Das Risikomanagementsystem dient der 

Identifikation, Bewertung und Steuerung von Risiken. Die örtliche kommunale Finanzkontrolle 

überprüft in diesem Zusammenhang vor allem die Existenz und Konzeption des Risikomanage-

mentsystems, die Erfassung und Bewertung der Risiken, die Integration des Systems in beste-

hende Prozesse sowie das Berichtswesen. 

Durch die Prüfung der Compliance-Regelungen in der örtlichen Rechnungsprüfung soll ge-

währleistet werden, dass alle Beschäftigten der Kommunalverwaltung rechtskonform agieren 

und die internen Vorschriften einhalten. Als Bestandteile eines Compliance-Systems sind für die 

kommunale Verwaltung insbesondere Richtlinien zur Annahme von Geschenken und Sponso-

ring sowie Dienstanweisungen zur Prävention von Korruption relevant. Bei der Prüfung wird vor 

allem darauf geachtet, wie das Compliance-System formuliert ist, welche Risikoanalysen es um-

fasst und wie die Einhaltung kontrolliert wird bzw. dokumentiert wird und wie in diesem Kontext 

mit Verstößen umgegangen wird.   

Die Prüfung der Digitalisierung kann als eine in die Zukunft gerichtete Querschnittsaufgabe 

betrachtet werden. Hier gilt es, neben den technischen Kriterien auch zu untersuchen, wie in der 

Kommune die Organisation und Wirtschaftlichkeit optimiert werden sowie der Datenschutz ein-

gehalten wird. Auch die Fragen der IT-Sicherheit sowie der Steuerung sind von zentraler Bedeu-

tung.  

Die Erfüllung dieser Aufgaben nimmt zusammen etwa 18% der gesamten Tätigkeit der örtlichen 

Rechnungsprüfung ein, obwohl sie bis auf das IKS in Nordrhein-Westfalen nicht explizit in den 

gesetzlichen Regelungen verankert sind.  

Der Mehrwert der einzelnen Aufgaben wird unterschiedlich hoch eingeschätzt. Den höchsten 

Wert hat die Prüfung des IKS mit 88 % der Antworten als wichtig oder sehr wichtig. Die 

Prüfung des Risikomanagementsystems und der Compliance-Regelungen liegt mit 75 % 

und 74 % bei „wichtig“ und „sehr wichtig“ nahezu gleichauf. Der Prüfung der Digitalisie-

rung schreiben 63 % der Befragten einen Wert von „wichtig“ oder „sehr wichtig“ zu.  

Bei der Prüfung der Ordnungs- und Zweckmäßigkeit verweisen die Expertinnen und Experten 

auf die Prävention der Korruption. Die Details der Untersuchung variieren je nach Bundesland 

und Größe der Kommune. An einigen Stellen wird der Zusammenhang mit den Compliance-

Regelungen hergestellt. In diesem Bereich wird auch wiederholt die Rechtmäßigkeitsprüfung bei 



Stellung und Mehrwert der öffentlichen kommunalen Finanzkontrolle HSF Meißen 

Seite 8 
 

der Vergabe von Fördermitteln dargelegt. Darüber hinaus werden die Verwaltungsprüfung im 

Bereich Jugend und Soziales sowie die Prüfung im Personalbereich genannt, wobei das Beispiel 

der Eingruppierung von Stellen oder der Bezahlung von Zulagen herangezogen wird.  

Die Prüfung der Ordnungs- und Gesetzmäßigkeit erfolgt in einigen Fällen durch Prüfung des IKS, 

sofern vorhanden. In größeren Kommunen werden zusätzlich alle Verwaltungsabläufe analysiert 

und ggf. Optimierungspotenzial herausgearbeitet. Im Zusammenhang mit dem IKS wird auch die 

IT-Prüfung genannt, die die Untersuchung von Geschäftsprozessen und der Organisation um-

fasst.  

Auch die Prüfung der ausgelagerten Tätigkeiten erfolgt nach Einschätzung einiger Expertinnen 

und Experten unter dem Gesichtspunkt der Recht- und Ordnungsmäßigkeit. Hierbei geht es so-

wohl um die Prüfung der Testate externer Beratungsgesellschaften als auch um Betätigungsprü-

fungen für Eigenbetriebe und öffentliche Unternehmen. Dort zeigt sich auch der Zusammenhang 

zur Prüfung der Wirtschaftlichkeit, die ebenfalls für Eigenbetriebe und Beteiligungen durchge-

führt wird.  

Für nahezu alle Expertinnen und Experten gilt, dass gerade in diesem Bereich ein risikoorien-

tierter Prüfungsansatz verfolgt wird. Es gilt dabei auch, die Risiken zu identifizieren, die nicht nur 

den Finanzbereich betreffen. Zusammenfassend lässt sich ableiten, dass sich die Instrumente 

der Prüfung in diesem Bereich dahingehend verändern, als IKS, Risikomanagementsysteme, 

Compliance-Regelungen sowie digital optimierte Prozesse zur Verbesserung der Recht- und 

Zweckmäßigkeit sowie der Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns dienen.  

3.6 Beratung 

Die Beratung der Geprüften ist bisher in keiner der landesgesetzlichen Regelungen als Auf-

gabe der örtlichen kommunalen Rechnungsprüfung vorgesehen. In der Befragung wird sie je-

doch mit einem Anteil von 8% an den gesamten Aufgaben wahrgenommen. Darüber hinaus 

schätzen 83 % der Befragten den Mehrwert als wichtig und sehr wichtig ein.  

Der beratenden Tätigkeit wird vor allem bei der Prüfung der Jahresabschlüsse eine hohe Bedeu-

tung beigemessen. Es wird unterjährig geprüft, und relevante Lösungen werden gleich bei der 

Begleitung in das Ergebnis übernommen. Dadurch entsteht im Anschluss ein geringerer Prü-

fungsaufwand. Weiterhin werden Beratungsleistungen vor allem zur Führungsunterstützung bei 

der Vorbereitung von Entscheidungsalternativen in Anspruch genommen. Hierbei kann es sich 

um Vergaben handeln, beraten wird aber z.B. auch bei Digitalisierungsprojekten. Auch hier las-

sen sich durch die passende Einbindung der Rechnungsprüfung in den Prozess Kosten für ver-

miedene Fehler einsparen.  

Die Beratungsfunktion der Rechnungsprüfung wird von den Expertinnen und Experten, die eine 

hohe Relevanz sehen, vor allem als Mittel zur Ordnung und Rechtmäßigkeit sowie zur Wirtschaft-

lichkeit der Verwaltung eingeschätzt.  

Notwendig für eine erfolgreiche Beratung sind dabei das Vertrauen der Verwaltung in die örtliche 

kommunale Finanzkontrolle und damit einhergehend eine gute und passende Kommunikation 

(vor allem mit der Kämmerei) sowie eine Fehlerkultur für die Verwaltungsmitarbeitenden.  

Nach Ansicht dieser Expertinnen und Experten wird die Bedeutung der Beratung in Zukunft stark 

steigen, und die derzeitigen Kapazitäten reichen noch nicht aus. Es ist auch zu beobachten, dass 

die Beratung von den Geprüften zunehmend gefordert wird. In diesem Bereich kann durch Digi-



Stellung und Mehrwert der öffentlichen kommunalen Finanzkontrolle HSF Meißen 

Seite 9 
 

talisierung und Prozessverbesserung der Ressourcenbedarf reduziert werden, was sich wiede-

rum für die Beratung nutzen lässt. Der gesamte Ressourcenbedarf bleibt mittelfristig relativ kon-

stant, allerdings verändert sich die Aufgabenerfüllung und damit auch die Anforderungen an eine 

moderne örtliche kommunale Rechnungsprüfung.  

Neben dieser Einschätzung der Beratung wird vereinzelt von Expertinnen und Experten darauf 

hingewiesen, dass bei hoher Beratungstätigkeit der Rechnungsprüfungsämter die Möglichkeit 

der klassischen Prüfungstätigkeit eingeschränkt ist. In diesen Fällen wird eine eher geringe Not-

wendigkeit der Beratung festgestellt, und auch der zukünftige Bedarf wird nicht als steigend ein-

geschätzt. 

4 Moderne kommunale örtliche Finanzkontrolle 

Die Anforderungen an die moderne kommunale örtliche Finanzkontrolle wurden auf Grundlage 

des Leitbilds der modernen kommunalen Rechnungsprüfung des IDR konkretisiert und weiter-

entwickelt. Ein wesentlicher Bestandteil der modernen kommunalen örtlichen Finanzkontrolle ist 

die prozessorientierte und begleitende Prüfung.  

Das Ziel der modernen kommunalen örtlichen Finanzkontrolle besteht weiterhin in der Prüfung 

der Wirtschaftlichkeit kommunaler Tätigkeiten sowie in der Korruptionsprävention. Dies kann 

erreicht werden, wenn das Zusammenwirken in den Kommunen zwischen der politischen Ebene, 

den Fachbereichen und der Rechnungsprüfung gut und transparent funktioniert. Von vielen Ex-

perten und Expertinnen wird in diesem Zusammenhang die Einhaltung und Prüfung des Internen 

Kontrollsystems genannt und als Grundlage für die Schadensabwendung für alle Beteiligten in 

der Verwaltung angesehen. In der Anwendung und Prüfung der IKS unterscheiden sich die ein-

zelnen Kommunen und Bundesländer deutlich voneinander.  

Zusätzlich werden in diesem Bereich die risikoorientierte Prüfung sowie die Betätigungsprüfung 

beschrieben, und ein adressatengerechter Berichtsstil wird empfohlen. Auch wird ausgeführt, 

dass die Ex-Ante-Prüfung zur Fehlervermeidung beiträgt und über die Ex-Post-Prüfung hinaus-

geht. Der Nutzen, frühzeitig eingreifen zu können und gemeinsam mit den Fachbereichen Fehler 

in den Prozessen abzustellen, wird von allen Expertinnen und Experten bestätigt. Die Pro-

zessoptimierung hat damit in der modernen örtlichen kommunalen Finanzkontrolle eine sehr 

hohe Bedeutung. Die Expertinnen und Experten sehen darin auch den wesentlichen Wechsel 

ihrer Rolle, weg von reinen Prüfern hin zu Beratern. Es sollte lösungsorientiert, neutral, unter-

stützend sowie empathisch agiert werden. Eine funktionierende Kommunikation zwischen den 

Prüfenden und den Fachbereichen ist damit von großer Bedeutung. Zusätzlich ist in diesem Zu-

sammenhang auf eine adressatengerechte Berichterstattung zu achten.  

Die Kernfunktion der modernen örtlichen kommunalen Finanzkontrolle besteht in der Führungs-

unterstützung. An dieser Stelle könnten die Fachbereiche bei der Formulierung von Strategien 

und der Setzung von Schwerpunkten unterstützt werden. Auch sollte die Rechnungsprüfung Im-

pulse für Veränderungen geben und diese begleiten.  

Die Einschätzung zur Realisierung der modernen örtlichen kommunalen Finanzkontrolle fällt 

sehr unterschiedlich aus, wobei der größere Teil der Expertinnen und Experten angibt, bereits 

eher auf dem Weg zur Zielerreichung als am Anfang zu sein. Gefragt nach Hürden auf diesem 

Weg wurden beispielsweise eine fehlende Veränderungsbereitschaft von Prüfenden und 

Geprüften, technische Hürden bei der Digitalisierung von Verwaltungsprozessen, fehlende per-

sonelle und finanzielle Ressourcen sowie mangelnde Transparenz und Kommunikation des 

notwendigen Wissens genannt.  
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Wenn diese Anforderungen erfüllt werden, kann die örtliche kommunale Rechnungsprüfung ihre 

Kernfunktion der Führungsunterstützung wahrnehmen und z.B. auch Impulse für Veränderun-

gen geben. So können die Ziele der Prüfung der Wirtschaftlichkeit, der Zweckmäßigkeit und der 

Korruptionsprävention erreicht werden.  

Unterstützt werden diese Einschätzungen aus den Interviews mit Expertinnen und Experten 

durch zwei Workshops mit unterschiedlichen Teilnehmerkreisen.  

Im Workshop „Rechnungsprüfungsamt 2030“ wurden mit Expertinnen und Experten aus der ört-

lichen kommunalen Finanzkontrolle des Freistaates Sachsen sowohl die zukünftig relevanten 

Aufgaben als auch die dafür notwendigen Kompetenzen der Rechnungsprüfer abgeleitet.  

Bei der Prüfung des Jahresabschlusses wird herausgearbeitet, dass bei Vermögen und Schul-

den auf Vollständigkeit und Rechtmäßigkeit geachtet werden muss, wohingegen die Forderun-

gen und Verbindlichkeiten vor allem zahlenmäßig geprüft werden. Darüber hinaus umfasst die 

Jahresabschlussprüfung die Prüfung des Haushalts und insbesondere des Haushaltsvollzugs, 

darunter beispielsweise die Verpflichtungsermächtigungen sowie über- und außerplanmäßige 

Ausgaben. Weiterhin bleibt bei der Prüfung des Jahresabschlusses eine risikoorientierte Kas-

senprüfung Bestandteil.  

Für die Prüfung der öffentlichen Auftragsvergabe werden die Aufgaben vor allem in der Be-

urteilung des Bedarfs bzw. einer Bedarfsanalyse sowie der Beurteilung des Vergabeverfahrens 

gesehen. Hierbei gehen die Teilnehmenden davon aus, dass die Rechnungsprüfung 2030 voll-

ständig in den Vergabeprozess (und damit in höherem Maß als derzeit) involviert wird. Die klas-

sischen Aufgabenfelder in der Vergabeprüfung mit der formellen Prüfung, der Auftragsände-

rung/-erweiterung, der Prüfung der Auftragsabrechnung sowie der Dokumentation bleiben dar-

über hinaus erhalten.  

Bei der Prüfung der Organisation und Wirtschaftlichkeit verweisen die Teilnehmenden auf 

die derzeit geltenden Haushaltsgrundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit, deren Rele-

vanz sie auch für die Rechnungsprüfung 2030 konstatieren. Für die kommunale Tätigkeit gilt im 

Rahmen der Daseinsvorsorge darüber hinaus auch die Notwendigkeit, die stetige Aufgabener-

füllung sicherzustellen, die künftig ebenfalls in die Anforderungen übernommen wird. Darunter 

fallen alle Aufgaben, unabhängig von der derzeitigen Erfüllungsform, z.B. die Unterscheidung 

zwischen Pflicht- und freiwilligen Aufgaben oder die Durchführung der Aufgaben im Kernhaushalt 

und in ausgelagerten Bereichen. Die Teilnehmenden sind sich einig, dass die Rechnungsprüfung 

2030 risikoorientiert erfolgen soll und vor allem ein IKS-System als Steuerungsinstrument benö-

tigt wird. Auch die Prozessorientierung bei der zukünftigen kommunalen Aufgabenerfüllung hat 

für die Teilnehmenden große Bedeutung.  

Die Teilnehmenden halten die Beratung zur Rechnungsprüfung 2030 für sehr wichtig. Unter 

dieser Beratungstätigkeit für die Rechnungsprüfung verstehen die Teilnehmenden die Formulie-

rung von Stellungnahmen, Hinweisen und Empfehlungen zu innerdienstlichen Regelungen, Sat-

zungen und Kalkulationen sowie zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für Investitionen, Aufga-

benerfüllung bzw. Organisationsentscheidungen zu Haushaltssicherungskonzepten und -maß-

nahmen sowie zu allgemeinen Konzepten. Auch die Qualitätssicherung im Bereich von Be-

schlussvorlagen und Entscheidungen für die (Ober-)Bürgermeister zählen die Teilnehmenden 

zu den künftigen Beratungsaufgaben. Wichtig ist den Teilnehmenden auch, dass diese Bera-

tungstätigkeit grundsätzlich als Aufgabe für alle Kommunen in Deutschland gelten sollte.  
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Der Expertenworkshop zum Thema „Rechnungsprüfungsamt 2030“ leitet weiterhin ab, dass 

Rechnungsprüfende in der Lage sein müssen, komplex und mit Weitblick zu denken, vielsei-

tiges, fundiertes Wissen zu verfügen und Wesentliches zu erkennen. Dazu ist komplexes, 

strukturiertes Denken notwendig. Rechnungsprüfende müssen vor Ort transparent unterstüt-

zen, beraten und dabei auf Augenhöhe mit den Geprüften agieren. Sie arbeiten als Vermittler 

gemeinsam mit der Verwaltung. 

Für die Einschätzung der zukünftigen Entwicklung der Aufgaben in der örtlichen kommunalen 

Finanzkontrolle wurden die Ergebnisse in einem Online-Workshop mit dem Vorstand des IDR 

mit folgenden Ergebnissen diskutiert: 

Bei der Prüfung der Jahresabschlüsse (inklusive Gesamtabschluss und Kassenprüfung) wird 

von einer abnehmenden Bedeutung der bisherigen Tätigkeiten ausgegangen, da vor allem Be-

ratung und begleitende/prozessorientierte Prüfung zunehmend wichtiger werden. Eine sehr hohe 

Relevanz wird der Prüfung ausgelagerter Tätigkeiten zugeschrieben, da bereits jetzt viele kom-

munale Risiken ausgelagert werden. Allerdings ist der Ressourcenbedarf hier aufgrund der res-

sourcenschonenden Prozesse bereits relativ gering.  

Für die Prüfung der öffentlichen Auftragsvergabe bleibt die große Relevanz vor allem im Hin-

blick auf die Korruptionsprävention bestehen. Auch hier gewinnt die Prozessbegleitung an Be-

deutung. Würde man hier die Vergaberichtlinien vereinfachen oder reduzieren, würde der Prü-

fungsaufwand nicht entfallen, sondern stärker in den Bereich des Risikomanagements überge-

hen. Bei der Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Organisation wird dem zweiten Bereich eine 

sehr hohe Bedeutung zugeordnet, was wiederum mit einem hohen Ressourcenbedarf einher-

geht. Hier geht auch die Prüfung der Digitalisierung ein, die für die Teilnehmenden als Be-

standteil aller Prüfungen gilt. Für die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Organisation ist hier je-

doch von Bedeutung, wie die Verwaltung die Chancen der Digitalisierung nutzt, um eigene Pro-

zesse zu optimieren. In diesen Bereich gehören auch die Prüfung der Internen Kontrollsys-

teme sowie des Risikomanagements. Wichtig ist hierbei zunächst die flächendeckende Ein-

führung von IKS- und Risikomanagementsystemen in den Kommunalverwaltungen. Ergänzt wird 

die Betrachtung um die Prüfung der Compliance-Regelungen als klassische Herkunft der ört-

lichen Rechnungsprüfung.  

Nach den Aufgaben mit der zukünftig höchsten Bedeutung gefragt, ergeben sich die folgenden 

fünf als wichtigste: Prüfung der Digitalisierung, Prüfung der Organisation, Prüfung der Wirtschaft-

lichkeit, Prüfung des Risikomanagementsystems und Prüfung der Compliance-Regelungen. 
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5 Handlungsempfehlungen 

Die in der kommunalen Rechnungsprüfung durchgeführten Tätigkeiten werden nicht mehr voll-

ständig durch die landesgesetzlichen Regelungen abgebildet.  

Die örtliche kommunale Finanzkontrolle steht vor erheblichen Veränderungen in den Prüfungs-

anforderungen, um mit Prozessen oder Digitalisierung nur zwei zu nennen. Die landesgesetzli-

chen Regelungen sollten dieser Veränderung Rechnung tragen, insbesondere bei der Prüfung 

von IKS und Risikomanagementsystemen sowie bei Compliance-Regelungen. 

Auch die risikoorientierte und prozessbegleitende Prüfung mit Beratung durch die örtlichen Rech-

nungsprüfer sollte stärker berücksichtigt werden.  

Um Hürden im Prüfungsprozess abzubauen, sollte erreicht werden, dass die Jahresabschlüsse 

flächendeckend fristgerecht vorgelegt werden. Auch die Einführung von IKS, Risikomanage-

mentsystemen sowie Compliance-Regelungen in den Kommunalverwaltungen muss vorange-

trieben werden.  

Diese werden vor allem im Hinblick auf den Fachkräftemangel sowohl in den Kommunalverwal-

tungen als auch in den Rechnungsprüfungsämtern vor Ort notwendig. Die Sicherstellung der 

Rechtmäßigkeit/Ordnungsmäßigkeit sowie der Wirtschaftlichkeit ist sonst mittel- bis langfristig 

nicht mehr möglich. 

Die Veränderung der Prüfungsanforderungen führt auch zu einem Rollenwechsel bei den Prü-

fern. Für diesen Rollenwechsel ist eine funktionierende Kommunikation sowohl zwischen der 

Rechnungsprüfung und den Fachbereichen als auch hin zur politischen Ebene bedeutsam. Die 

Aufgabe der modernen Rechnungsprüfung besteht darüber hinaus darin, die Brücke zwischen 

den Fachbereichen und dem Kommunalparlament zu bilden. Die Rechnungsprüfer wirken hier 

als unabhängige Instanzen wie “Übersetzer“ und daher müssen die Kompetenzen in diesen Be-

reichen stärker ausgebildet werden.  

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass unterschiedliche Spezialisten erforderlich sind, um 

die gesamte Bandbreite der Aufgaben abzudecken. Insbesondere die Rolle der Digitalisierung 

bei der örtlichen Prüfung sowie die Beratungsfunktion in einer präventiven und risikoorientierten 

kommunalen Finanzprüfung werden mehrfach herausgestellt. Auch wird als Aufgabe der örtli-

chen kommunalen Finanzkontrolle formuliert, bei den Geprüften ein „Digitales Mindset“ zu schaf-

fen.  

Die Expertinnen und Experten aus den kleineren Gemeinden sehen darüber hinaus in der mo-

dernen kommunalen örtlichen Finanzkontrolle auch die interkommunale Zusammenarbeit über 

mehrere Gemeinden hinweg als wichtigen Erfolgsfaktor.  

Die Ermittlung des globalen Mehrwerts anhand einer absoluten Größe ist in Deutschland auf-

grund unterschiedlicher landesgesetzlicher Regelungen sowie der bisher nicht vorhandenen Wir-

kungsmessung des Verwaltungshandelns nicht möglich. In der Anlage findet sich ein Kennzah-

lensystem, das jedoch eine dezentrale Mehrwertermittlung für die örtliche kommunale Rech-

nungsprüfung ermöglicht.  
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6 Anlage: Indikatoren zur Messung des Mehrwertes örtlicher kommunaler Fi-
nanzkontrolle 

Ebene Kriterium Inhalte Bewertung (1-5) 
Input Personalressourcen Qualifikation, Erfah-

rung, Anzahl der Prü-
fenden 

Direkt messbar, ver-
gleichbar über die Zeit 

Input Zeitbudget Angemessene Prüfzeit 
im Verhältnis zur Haus-
haltsgröße 

Direkt messbar, ver-
gleichbar über die Zeit 

Input Technische Unterstützung Nutzung von Prüfsoft-
ware, Datenanalyse-
Tools 

1: geringe technische 
bis 5: hohe technische 
Unterstützung 

Input Fortbildung Teilnahme an passen-
den Weiterbildungen  

1: keine Teilnahme bis 
5: sehr häufige Teil-
nahme 

Output Vollständigkeit der Prüfung Abdeckung aller we-
sentlichen Prüffelder 

1: keine Abdeckung 
bis 5: vollständige Ab-
deckung 

Output Prüfberichte Nachvollziehbarkeit, 
Verständlichkeit, Glie-
derung 

1: schlechte Nachvoll-
ziehbarkeit bis  
5: sehr gute Nachvoll-
ziehbarkeit 

Output Fehlerfeststellung Zahl und Relevanz 
festgestellter Mängel 

1: hohe Fehlerquote 
bis  
5: geringe Fehlerquote 

Output Fristeneinhaltung Berichtserstellung im 
gesetzlichen Zeitrah-
men 

1: sehr schlechte bis  
5: sehr gute Fristen-
einhaltung  

Output Einbeziehung in die öffentliche Auf-
tragsvergabe 

Teilnahme an Verga-
beprozessen 

1: keine Einbeziehung 
bis  
5: vollständige Einbe-
ziehung 

Outcome Verbesserungen von Ausschreibun-
gen 

Verbesserung/Anpas-
sung von Unterlagen, 
Erstellung von Vorla-
gen 

1: keine Verbesserung 
bis  
5: vollständige Verbes-
serung 

Outcome Reduzierung der Fehlerquoten bei 
Nachtragsprüfungen 

Prüfung und Anpas-
sung der Dokumente 

1: keine Reduzierung 
bis  
5: vollständige Redu-
zierung 

Outcome Umsetzung der Empfehlungen 
durch die Fachbereiche 

Anteil umgesetzter 
Prüfhinweise innerhalb 
eines Jahres 

1: keine Umsetzung 
bis 5: vollständige Um-
setzung 

Outcome Nutzung der Berichte durch die 
Verwaltungsleitung 

Verwendung der Prüf-
berichte und Empfeh-
lungen innerhalb eines 
Jahres 

1: reine Information bis 
5: aktive Nutzung 

Outcome Nutzung der Berichte durch die po-
litische Ebene/Gremien 

Verwendung der Prüf-
berichte und Empfeh-
lungen innerhalb eines 
Jahres 

1: reine Information bis 
5: aktive Nutzung 

Outcome Verbesserung interner Prozesse Nachweisbare Ände-
rungen infolge der Prü-
fung 

1: keine Anpassungen 
bis 
5: hohe Anpassungen 

Outcome Fehlerwiederholungsquote Wiederauftreten glei-
cher Mängel 

1: keine Reduzierung 
bis 
5: vollständige Redu-
zierung 
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Outcome Vermeidung/Reduktion doloser 
Handlungen 

Reduktion von Häufig-
keiten des Auftretens, 
Schadenssummen 
oder Reputationsschä-
den 

1: keine Vermeidung 
bis  
5: vollständige Vermei-
dung 

Outcome Anschieben von Veränderungen in 
der Verwaltung (Nudging) 

Konkrete Verbesse-
rungsvorschläge  

1: sehr geringe bis  
5: sehr hohe Bereit-
schaft zur Verände-
rung 

Outcome Digitalisierung und Prozessoptimie-
rung 

Anteil digitalisierter 
Prozesse 
Rückmeldung durch 
MA über Prozessab-
läufe 

1: sehr geringe bis  
5: sehr hohe Bereit-
schaft zur Verände-
rung 

Impact Vertrauen in die Haushaltsführung Rückmeldungen von 
Ratsgremien oder Öf-
fentlichkeit durch Be-
fragung 

1: sehr geringes bis  
5: sehr hohes Ver-
trauen 

Impact Vertrauen in die Institutionen Rückmeldung der Be-
völkerung durch Befra-
gung 

1: sehr geringes bis  
5. sehr hohes Ver-
trauen 

Impact Nachhaltigkeit der Finanzkontrolle Dauerhafte Verände-
rungen durch Prüfpro-
zesse 

1: sehr geringe bis  
5: sehr hohe Anpas-
sung  

 

 


